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Die Bundesratssitzung vom 13. Mai 1992
setzte in der Schweizer Drogenpolitik
einen Meilenstein: Der damalige Ge-
sundheitsminister Flavio Cotti verkün-
dete den Entscheid der Landesregie-
rung: Spezialärzte durften demnach
höchstens 250 Schwerstabhängigen,
verelendeten oder sich prostituieren-
den Drogenabhängigen versuchsweise
auch Heroin abgeben.

Wie schwer der damalige Entscheid
der Landesregierung gefallen ist, lässt
sich auch daraus lesen, dass sich der
Bundesrat zuvor eine einwöchige Denk-
pause verordnet hatte, sozusagen um
noch einmal darüber zu schlafen.
Nach dem Grundsatzentscheid dauerte
es noch einmal gut zwei Jahre, bis
in Zürich die ersten Versuche gestar-
tet wurden.

Noch wenige Monate vor dem histori-
schen Entscheid hatte Cotti die ärztlich
kontrollierte Heroinabgabe kategorisch
abgelehnt. Nachdem sich die Mehrheit
der Kantone und die grössten Parteien
für das Projekt ausgesprochen hatten,
habe bei ihm aber ein teilweises Um-
denken eingesetzt. Schliesslich seien
Vernehmlassungen dazu da, dass sich
die Regierung eines Besseren belehren
lässt, erklärte Cotti die Kehrtwende.

Die heroingestützte Behandlung, wie
die Heroinabgabe heute genannt wird,
löste damals eine heftige Kontroverse
aus. So warnte etwa die Parlamenta-
rische Gruppe Drogenpolitik, der rund
50 National- und Ständeräte aus allen
bürgerlichen Parteien angehörten, die

Schweiz würde mit der Heroinabgabe
zum «Platzspitz Europas».

Einen liberalen Umgang mit dem
Heroin hatten nicht etwa nur die SP,
die Grünen und der Landesring der
Unabhängigen verlangt, sondern auch
die FDP und sogar Cottis eigene Partei,
die CVP. Nur die SVP hatte sich klar
dagegen gesträubt.

Heroinabgabe heute Alltag
Heute gehört die heroingestützte Be-

handlung in der Schweiz zum Alltag.
Davon profitieren können aktuell 1381
Schwerstabhängige in insgesamt 21 Ins-

titutionen über die ganze Schweiz ver-
teilt. Das Heroin mit der medizinischen
Bezeichnung Diamorphin – es dürfte
sich um eine Menge von zwei bis
dreihundert Kilogramm pro Jahr han-
deln – wird unter hohen Sicherheits-
auflagen von der Thuner Firma DiaMo
Narcotics GmbH vertrieben. Die Kosten
pro Patient und Tag belaufen sich für
die medizinische und psychosoziale
Betreuung auf 45 Franken.

«Die heroingestützte Behandlung hat
wesentlichen Anteil an den Erfolgen der
Schweizerischen Drogenpolitik», urteilt
das Bundesamt für Gesundheit (BAG)

heute. Dies zeige sich nicht nur am mar-
kanten Rückgang der drogen- und aids-
bedingten Todesfälle, sondern auch an
der gestiegenen Lebenserwartung und
der verbesserten Gesundheit der Opiat-
abhängigen. Zudem habe die Sicher-
heit profitiert durch den Rückgang der
Beschaffungskriminalität und das Ver-
schwinden der offenen Drogenszenen.

Dreifuss für Entkriminalisierung
Die ehemalige Bundesrätin Ruth

Dreifuss, heute Präsidentin der Welt-
kommission für Drogenpolitik, wertet
die Einführung der heroingestützten
Behandlung im Rückblick ebenfalls als
Erfolg. Sie setzte in den 90er-Jahren
den Grundsatzentscheid ihrer Vorgän-
ger in die Tat um.

Im Nachhinein habe sich die Heroin-
unterstützte Therapie als medizinisch
anerkannte Antwort erwiesen, die
nicht nur den gesundheitlichen Zu-
stand verbessert, sondern auch eine so-
ziale Integration ermöglicht habe. «Und
viele, vielleicht die meisten, Patienten
wären ohne diese Behandlung nicht
mehr am Leben», sagte sie auf Anfrage.

Die Schweiz habe generell eine Pio-
nierrolle gespielt in der Entwicklung
von innovativen Gesundheitsmassnah-
men in der Drogenpolitik. Kein Pionier
sei die Schweiz hingegen, was die Ent-
kriminalisierung des Drogenkonsums
angehe und die Regulierung des Mark-
tes durch den Staat, wie man dies
von anderen gefährlichen Substanzen
wie Alkohol oder Tabak her kenne.
«In meinen Augen ist das eine Not-
wendigkeit», sagt Dreifuss. (SDA)

Heroinabgabe Vor 25 Jahren übernahm die Schweiz eine Pionierrolle in der Drogenpolitik

Als der Staat zur Droge griff
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Die offene Drogenszene am Zürcher Letten im Jahr 1994. MARTIN RÜTSCHI/KEYSTONE

STEUERN
Bundesrat will Abzüge
für Prämien nicht erhöhen
Der Bundesrat ist dagegen, die Abzüge
bei der direkten Bundessteuer zu
erhöhen, um die steigenden Kranken-
kassenprämien abzufedern. Die Aus-
fälle für die Bundeskasse wären seiner
Meinung nach zu hoch. (SDA)

MIGRANTEN
Auslandüberweisungen
sind nicht bezifferbar
Der Bund kann nicht ermitteln, wie viel
Geld Migranten in ihre Heimat schicken.
Dafür fehlen laut Bundesrat die recht-
lichen Grundlagen, antwortet er auf
einen Vorstoss von SVP und CVP. (SDA)

BILATERALE
Rahmenabkommen könnte
bei Verstössen helfen
Mit einem institutionellen Rahmenab-
kommen könnte die Schweiz Mass-
nahmen von EU-Staaten anfechten,
die gegen bilaterale Abkommen ver-
stossen und der Wirtschaft schaden,
namentlich der Landwirtschaft. Das
antwortet der Bundesrat auf parla-
mentarische Vorstösse der SVP. (SDA)

FINANZSYSTEM
Schweiz soll weiterhin
Währunghilfe leisten
Die Schweiz soll sich weiterhin an
Massnahmen zur Stabilisierung des in-
ternationalen Währungs- und Finanz-
systems beteiligen können. Nach dem
Nationalrat hat sich auch die Aussen-
politische Kommission des Stände-
rates (APK) dafür ausgesprochen. (SDA)

NACHRICHTEN

In der Schweiz sind im April 1307
Asylgesuche eingereicht worden, so
wenige wie seit über sechs Jahren
nicht mehr. Gegenüber April 2016
beträgt der Rückgang rund ein Vier-
tel. Im Vergleich zum Vormonat nahm
die Zahl der Asylanträge im April
um 329 oder gut 20 Prozent ab, wie
das Staatssekretariat für Migration
(SEM) mitteilte. Tiefer war der Ge-
suchseingang gemäss SEM letztmals
im Februar 2011.

Die meisten Asylbewerber stamm-
ten auch im vergangenen Monat aus
Eritrea, nämlich 246. Das sind 62
weniger als im März. Anschliessend
folgen Syrien mit 217 Gesuchen (+72),
Afghanistan mit 75 (–25), Guinea mit
70 (–44), Sri Lanka mit 60 (+10) und
Nigeria mit 48 Gesuchen (–5).

Das SEM erledigte im April 1908
Asylgesuche in erster Instanz. Dabei
wurden 417 Nichteintretensentschei-

de gefällt, 387 auf Grundlage des
Dublin-Abkommens. 511 Personen er-
hielten Asyl und 537 weitere wurden
vorläufig aufgenommen.

9400 Minderjährige an Grenze
Viele der Flüchtlinge, die an der

Schweizer Grenze aufgegriffen wer-
den, sind minderjährig. Nach An-
gaben des Grenzwachtkorps (GWK)
wurden letztes Jahr 9416 Personen
im Alter zwischen 12 und 18 Jahren
registriert.

Das schreibt der Bundesrat in der
Antwort auf eine Interpellation der
Zürcher CVP-Nationalrätin Barbara
Schmid-Federer. Über die Hälfte der
Minderjährigen war demnach zwi-
schen 17 und 18 Jahre alt. Der Bundes-
rat betont, dass die Information in
95 Prozent der Fälle auf den Anga-
ben der Person und nicht auf Doku-
menten beruhte. (SDA/NCH)

Migration Im April tiefster Wert seit über sechs Jahren

So wenige Asylgesuche
wie lange nicht mehr

Heute gilt für Autos mit Anhängern
oder Wohnwagen auf Autobahnen ein
Tempolimit von 80 Kilometern pro
Stunde. Künftig sollen sie 100 Stun-
denkilometer schnell fahren dürfen,
sofern sie die notwendigen techni-
schen Anforderungen erfüllen.

Der Bundesrat ist bereit, eine Mo-
tion des Aargauer FDP-Nationalrats
Thierry Burkart mit dieser Forderung
anzunehmen. Dafür ist nicht einmal
eine Gesetzesänderung notwendig:
Die Regierung kann mit einer Verord-
nungsänderung eine höhere Höchst-
geschwindigkeit festlegen. Burkart
argumentiert mit der Sicherheit. (SDA)

Verkehr

Bundesrat für
höheres Tempolimit
für Wohnwagen

Im Rahmen der flankierenden Mass-
nahmen zum freien Personenverkehr
Schweiz - EU sind 2016 rund 42 000
Betriebe und 164 000 Personen auf
die Einhaltung von Lohn- und Arbeits-
bedingungen kontrolliert worden.
Bei Schweizer Firmen ohne Gesamt-
arbeitsvertrag (GAV) nahmen die
Beanstandungen zu.

Im Vergleich zum Vorjahr hat die
Zahl der Kontrollen zwar um sechs
Prozent abgenommen, das Kontroll-
niveau war aber eines der höchsten
seit 2008, wie das Staatssekretariat
für Wirtschaft (Seco) gestern Don-
nerstag bekannt gab. (SDA)

Zuwanderung

42 000 Betriebe
auf Lohndumping
untersucht


